
Die Wohnungs preise in Wien dürften nicht so aussehen wie in London. sagt Vizebürgermeisterin Vassilakou 

er sc ne er! 
Von Ina Weber 

• Es werden zu wenige geförderte 
Wohnungen gebaut, sagt Wiens ÖVP. 

Wien. Wer eine Wohnung in 
Wien sucht, sucht oft lange. Das 
hat nicht nur mit den gestiegenen 
M iet- und Kaufpreisen zu tun, 
sondern auch damit, dass die An­
sprüche der Me nschen gestiegen 
sind. Wer w ill schon eine Woh­
nung mit Mängeln haben. Das gilt 
sowohl für die Gemeindebauwoh­
nung al s auch für die Dachge­
schoß-Maisonette, die sich aber 
ohnehin kaum jemand leisten 
kann. Der Effekt: Die Wiener zie­
hen wieder ve rmehrt raus aus der 
Stadt, freili ch auch aufgrund des 
ßedürfni sses nach dem eigenen 
Häuschen im Grünen. 

Um die in Wien lebenden Men­
schen dazu zu bringen, in der 
Stadt zu bleiben, fehlt es an Maß.­
nahmen. I-lier sind sich SPÖ, Grü­
ne und ÖVP einig. Nur wie sie 
auszusehen haben, darüber wird 
naturgemäß gestritten. Für Wiens 
ÖVP wurden im Jahr 2012 zu we­
nige ge förderte Wohnungen ge­
baut. Norbert Wa lter, Landesge­
schäftsführer der ÖVP Wien, w irft 
Ve rkehrsstadträtin und Vizebür­
germeisterin l\'l aria Vassilakou 
vor, beim Wohnbau auf der Brem­
se zu stehen. "Der Wohnungs­
raum wird knapper", sagt er. Die 
von Vassilakou 20 12 gewidmeten 
7000 Wohnungen seien zu wenig. 
"Es hätten 10.000 bis 12.000 
Wohnungen sein müssen." 

ÖVP sieht zu langes 
Widmungsverfahren 

Der Landesgeschäftsfüh rer sieht 
das Problem darin, dass Vass ila­
kou im Zuge der Wid mungsver­
fahren zu lange mit allen ßeteilig­
ten diskutiere. "A llen recht ma­
chen wird man es nicht können", 
so Walter. Es gebe durchaus Fiille, 
in denen es etwa gut se i, wenn 
auf die Bürger eingegangen wer­
de. Das Recht auf freie Sicht gebe 
es allerd ings nicht und dies sei in 
der Stadt auch kaum möglich. Das 
Problem wü rden die Grünen in 
sich tragen. Einerse its für Park­
plätze stimmen zu müssen, ande­
rerseits für Naturschutz eintreten 

ist für den Geschäftsführer 
schwier ig. 

Vassilakou lässt diese Argu­
mente nicht ge lten. "Ma n kann 
nicht einfach nur Wohnungen 
bauen, es braucht auch Schulen, 
Straßen oder Parks. Das alles kos­
tet die Stadt Geld", sagt sie. Viele 
Kriterien müssten berück sichtig 
werden. So ist laut Vizebü rger­
mei sterin das Widmungsverfah­
ren eines, das Abstimmungen er­
fordert. Mehrere Re ssorts der 
Stadtreg ierung sind dabei betrof­
fen; 13ildung, Umwelt, Kanali sati­
on, Straßenbau und natürli ch das 
Wohnbau ressort. "Wir entschei­
den das alle gemeinsam, wo die 
Prioritäten liegen", so Vass ilakou. 
"N iemand muss auf die Tube drü­
cken. Alle tun ihr Bestes." 

Das Tempo der Widmung hän­
ge schlussendli ch an der Siche­
ru ng der I nfrast ru ktu rkosten. Die 
Infrastrukturkommiss ion emp­
fiehlt, ob ein Projekt widmungs­
reif ist oder nicht. Das gilt sowohl 
für die geförd erten al s auch für 
die frei finan zierten Wohnungen. 

Wenn Bezirksvorsteher 
indirekt blockieren 

Eines der Prob leme ist für die 
Stadträtin, wenn etwa Bezirksvor­
steher Widmungen zurückhalten, 
weil sie mei nen würden, dass 
statt der geplanten 4000 Wohnun­
gen nur noch 900 tragba r wären. 
Solche Fiille hat die Stadträtin ei­
nige. Au ch Bürgerbeteiligungen 
würden ihre Zeit brauchen. Die 
Vizebürgermei sterin stellt einmal 
mehr klar, wie wi chtig Bürgerbe­
teiligungen sind und dass diese 
ernst genommen werden müssen. 
So gebe es etwa für das Otto-Wag­
ner-Spital im 14. Bezirk eine Wid­
mung, aber aufgrund der Proteste 
der Anrainer konnte bis dato 
nicht gebaut werden. 

Derzeit gibt es 30.000 Vormer­
kungen auf Gemeindewohnun­
gen. 12.000 davon wohnen aber 
bereits im Gemeindebau und su­
chen eine andere Wohnung. Die 
Wohnungsnachfrage li sten sind 

Problematisch: Projekt Nordwestbahnhof im 20. Bezirk, nähe Augarten. FoIo:enf-architekten 

im Allgemeinen lang. Dass die 
7000 Widmungen im Jahr 2012 
nicht be sonders "üppig waren" , 
gibt Vass ilakou zu. Das habe aber 
berechtigte Gründ e. Die Mitteln 
aus dem Finanzausgleich würden 
nicht sofort zur Verfügung ste­
hen. Die Vizebürgermei sterin 
stellt aber fe st, dass Wien in einer 
privi leg ierten Position se i, die 
Wohnbaufördermittel seien aus­
rei chend da. "Das Jahr 2013 wird 
sehr üppig." 

Gep lant sind für die Jahre 2013 
bis 2015 rund 35.000 Wohnun­
gen. Vorau sgesetzt die entspre­
chenden Infrastrukturkosten sind 
vorhanden. Im 2. Bezirk entsteht 
das Areal Nordbahnhof mit 4700 
Wohnungen. In der Endausbau­
stufe sollen es insgesamt 10.000 
Wohnungen sein. 1m 10. ßezirk 
entstehen beim Hauptbahnhof 
1200 Wohnungen. Im 21. Bezirk 
das Gaswerk Leopoldau mit 600 
bis 800 Wohnungen, im 22. l3e­
zirk Berresgasse We st werden 
1500 Wohnungen gebaut und im 
23. Bezirk "Wiesen Süd" 1000 
Wohnungen. 

Bei eini gen Projekten gebe es 
allerdings Schwierigkeiten. Sie 

könnten aber laut Stadtriitin aus 
Widmungssicht rasch umgesetzt 
werden. Allerdings würden die In­
frastrukturkosten noch nicht ge­
klärt se in. Das sind die Projekte 
Nordwestbahnhof im 20. Bezirk 
mit 1600 Wohnungen, die "Wie­
sen Ost" im 23. Bez irk mit 3000 
Wohnungen und die ehemali gen 
Unilevergründe im 23. Bezirk mit 
450 Wohnungen. 

Altbau-Mieten sind um 
60 Prozent gestiegen 

ÖVP-Landesgeschäftsführer Nor­
bert Walter würde sich jedenfall s 
wün schen, dass die Widmungs­
ve rfahren genauso rasch vora nge­
hen, wie "das Parkpickerl einge­
führt wurde". Bei den Widmun­
gen sieht Vass ilakou aber keine 
Probleme, v ielmehr gebe es oft 
Schwierigkeiten in der politi­
schen Abstimmung - und im Alt­
bauberei ch: In den letzten Jahren 
se i die A ltbau-Miete um 60 Pro­
zent gestiegen; die Bodenprei se 
um 70 Prozent. Der Boden macht 
laut Vass ilakou bereits 70 Prozent 
der 13aukosten aus. 

960.000 Wohnungen gibt es in 
Wien. 220.000 davon sind Ge-

meindewohnungen, 200.000 ge­
förderte Wohnungen. 60 Prozent 
der Wohnungen sind bereit s von 
der Stadt geförderte Wohnungen. 
Die Stadt wä chst mit jährli ch 
20.000 Menschen pro Jahr. Dass 
die Mieten am freien Markt v iel 
zu hoch seien, darüber sind sich 
alle Parteien einig. Schon jetzt 
würde viel Ge ld bei der Schli ch­
tungsstelle erstritten. Das Miet­
rechtsgesetz lässt Raum für Zu­
sch läge. In 90 Prozent der Fälle, 
in denen die Schli chtungsstelle 
aufgesucht wurde, war die M iete 
zu hoch ange setzt. 

Das Mietrechtsgesetz gehört 
laut SPÖ und Grün e reformiert. 
Die Grünen wollen den M ietpreis 
deckeln. Und um das Budget der 
Stadt langfristi g zu entlasten, plä­
diert Vassilakou für vert ragli ch fi­
xierte städtebauli che Qualitäten. 
"Wer eine Widmung erhält, ist ein 
Profiteur. Dadurch werden Werte 
geschaffen" , sagt sie. Die I nvesto­
ren so llten einen Teil der Infra­
strukturkosten übernehmen. Das 
gebe es bereit s jetzt, wenn etwa 
ein Kinderspielplatz gezahlt wird. 
Diese Vereinbarung so llte ve r­
tragli ch fixiert werden . • 

Gerhard Hadinger
Hervorheben


